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BESCHLUSS (GASP) 2021/1990 DES RATES
vom 15. November 2021
zur Anderung des Beschlusses 2012/642/GASP iiber restriktive MaRnahmen gegen Belarus

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag tiber die Europdische Union, insbesondere auf Artikel 29,
auf Vorschlag des Hohen Vertreters der Union fiir Aulen- und Sicherheitspolitik,
in Erwigung nachstehender Griinde:

(1) Der Rat hat am 15. Oktober 2012 den Beschluss 2012/642/GASP (') iiber restriktive MaBnahmen gegen Belarus
erlassen.

(2)  Der Europdische Rat hat am 21. und 22. Oktober 2021 Schlussfolgerungen angenommen, in denen er erkldrt, dass
er Versuche von Drittstaaten, Migranten fiir politische Zwecke zu instrumentalisieren, keinesfalls hinnehmen wird,
jegliche hybride Angriffe an den Grenzen der EU verurteilt und bekriftigt, dass er entsprechend reagieren wird. Er
hat unterstrichen, dass die EU weiterhin gegen den laufenden hybriden Angriff seitens des belarussischen Regimes
vorgehen wird, auch indem sie im Einklang mit ihrem schrittweisen Ansatz so schnell wie moglich weitere
restriktive Maffnahmen gegen Personen und Rechtstriager annimmt.

(3)  Angesichts der ernsten Lage ist der Rat der Auffassung, dass die Benennungskriterien im Beschluss 2012/642/GASP
gedndert werden sollten, um die Anwendung gezielter restriktiver Mafinahmen gegen natiirliche oder juristische
Personen, Organisationen oder Einrichtungen zu ermdglichen, die Titigkeiten des Lukaschenko-Regimes
organisieren oder dazu beitragen, welche das rechtswidrige Uberschreiten der Auengrenzen der Union oder die
Weitergabe verbotener Giiter und die rechtswidrige Weitergabe von Giitern, die Beschrinkungen unterliegen,
einschliefSlich gefihrlicher Giiter, in das Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats erleichtern.

(4)  Der Beschluss 2012/642/GASP sollte daher entsprechend gedndert werden —
HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Der Beschluss 2012/642/GASP wird wie folgt gedndert:
1. Artikel 3 Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

,(1)  Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen Maffnahmen, um folgenden im Anhang aufgefithrten Personen
die Einreise in oder die Durchreise durch ihr Hoheitsgebiet zu verweigern:

a) Personen, die fiir schwerwiegende Menschenrechtsverletzungen oder Repressionen gegen die Zivilgesellschaft und
die demokratische Opposition verantwortlich sind oder deren Aktivititen die Demokratie oder die Rechtsstaat-
lichkeit in Belarus auf andere Weise ernsthaft untergraben, sowie allen mit ihnen in Verbindung stehenden Personen,

b) Personen, die vom Lukaschenko-Regime profitieren oder es unterstiitzen, oder
¢) Personen, die Tatigkeiten des Lukaschenko-Regimes organisieren oder dazu beitragen, welche Folgendes erleichtern:
i) das rechtswidrige Uberschreiten der Aufengrenzen der Union oder

ii) die Weitergabe verbotener Giiter und die rechtswidrige Weitergabe von Giitern, die Beschrinkungen unterliegen,
einschlieflich gefihrlicher Giiter, in das Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats.”

(") Beschluss 2012/642/GASP des Rates vom 15. Oktober 2012 iiber restriktive Mafinahmen gegen Belarus (ABL L 285 vom 17.10.2012,
S. 1).
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2. Artikel 4 Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

.(1)  Simtliche Gelder und wirtschaftlichen Ressourcen, die im Besitz oder im Eigentum folgender im Anhang
aufgefiihrter Personen, Organisationen oder Einrichtungen stehen oder von diesen gehalten oder kontrolliert werden,
werden eingefroren:

a) Personen, Organisationen oder Einrichtungen, die fur schwerwiegende Menschenrechtsverletzungen oder
Repressionen gegen die Zivilgesellschaft und die demokratische Opposition verantwortlich sind oder deren
Aktivititen die Demokratie oder die Rechtsstaatlichkeit in Belarus auf andere Weise ernsthaft untergraben, sowie
mit solchen Personen, Organisationen oder Einrichtungen in Verbindung stehende natiirliche oder juristische
Personen, Organisationen oder Einrichtungen,

b) natiirliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen, die vom Lukaschenko-Regime profitieren
oder es unterstiitzen,

¢) natiirliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen, die Tatigkeiten des Lukaschenko-Regimes
organisieren oder dazu beitragen, welche Folgendes erleichtern:

i) das rechtswidrige Uberschreiten der AuRengrenzen der Union oder

i) die Weitergabe verbotener Giiter und die rechtswidrige Weitergabe von Giitern, die Beschrinkungen unterliegen,
einschliefSlich gefahrlicher Giiter, in das Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats,

d) juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen, die im Eigentum von unter Buchstabe a, b oder ¢ fallende
Personen, Organisationen oder Einrichtungen stehen oder von ihnen kontrolliert werden.*

Artikel 2

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Geschehen zu Briissel am 15. November 2021.

Im Namen des Rates
Der Prisident
J. BORRELL FONTELLES



	Beschluss (GASP) 2021/1990 des Rates vom 15. November 2021 zur Änderung des Beschlusses 2012/642/GASP über restriktive Maßnahmen gegen Belarus 

